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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Edith Niehuis, Christel Hanewinckel, Brigitte Adler, Klaus 
Barthel, Ingrid Becker-Inglau, Rudolf Bindig, Anni Brandt-Elsweier, Dr. Marliese 
Dobberthien, Elke Ferner, Gabriele Fograscher, Achim Großmann, Arne Fuhrmann, 
Monika Ganseforth, Uwe Göllner, Angelika Graf (Rosenheim), Klaus Hagemann, 
Dr. Ingomar Hauchler, Reinhold Hemker, Ingrid Holzhüter, Eike Hovermann, Eckart 
Kuhlwein, Konrad Kunick, Barbara Imhof, Siegrun Klemmer, Nicolette Kressl, Christa 
Lörcher, Dorle Marx, Ulrike Mäscher, Christoph Matschie, Heide Mattischeck, Ulrike 
Mehl, Ursula Mogg, Margot von Renesse, Günter Rixe, Reinhold Robbe, Dieter 
Schanz, Günter Schluckebier, Ursula Schmidt (Aachen), Dagmar Schmidt 
(Meschede), Dr. Emil Schnell, Dr. Mathias Schubert, Dr. R. Werner Schuster, Lisa 
Seuster, Wolfgang Spanier, Margitta Terborg, Adelheid Tröscher, Hans Wallow, 
Matthias Weisheit, Hildegard Wester, Inge Wettig-Danielmeier, Heidemarie 
Wieczorek-Zeul, Verena Wohlleben, Hanna Wolf (München), Rudolf Scharping und 
der Fraktion der SPD 


Nachbereitung der Vierten Weltfrauenkonferenz in Peking 1995 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß die Abschlußdokumen- 
te der Vierten Weltfrauenkonferenz der Vereinten Nationen in 
Peking 1995, die Aktionsplattform und die Erklärung von Pe- 
king, nicht hinter die Beschlüsse früherer VN-Konferenzen, 
wie der Weltmenschenrechtskonferenz in Wien und der Welt- 
bevölkerungskonferenz in Kairo, zurückfallen. 

Er begrüßt insbesondere, daß Versuche, das Recht auf sexuel- 
le Selbstbestimmung und die Anerkennung von Frauenrech- 
ten als integraler, unteilbarer und unveräußerlicher Bestand- 
teil der Menschenrechte einzuschränken, zurückgewiesen 
wurden. 

Der Deutsche Bundestag bedauert, daß Kompromißformulie- 
rungen zu etlichen umstrittenen Punkten der Aktionsplattform 
durch mangelnde Klarheit und Eindeutigkeit einschränkende 
Interpretationen zuungunsten von Frauen und ihren Rechten 
zulassen. 

Er bedauert, daß auf die ausdrückliche Festschreibung der Ak- 
zeptanz unterschiedlicher sexueller Orientierungen in den Ab- 
schlußdokumenten verzichtet wurde. 
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Zugleich stellt der Deutsche Bundestag fest, daß es ein be- 
denkliches Signal ist, wenn die Verhinderung eines Rollback 
mittlerweile als Erfolg gewertet werden muß. 

Der Deutsche Bundestag kritisiert nachdrücklich, daß das Fo- 
rum der Nichtregierungsorganisationen unter schlechtesten 
räumlichen und technischen Bedingungen und weit entfernt 
von der Regierungskonferenz tagen mußte, daß die Teilneh- 
merinnen und Teilnehmer von den chinesischen Sicherheits- 
kräften behindert und bespitzelt wurden und viele Frauen 
durch nicht rechtzeitige Visaerteilung an der Teilnahme ge- 
hindert wurden. Er kritisiert insbesondere, daß der Austausch 
zwischen dem Forum der Nichtregierungsorganisationen und 
der Regierungskonferenz erheblich erschwert war. 

Die Erfahrungen mit dem Tagungsort Peking machen es not- 
wendig, daß auf VN-Ebene verbindliche Rahmenbedingungen 
für künftige VN-Konferenzorte verabschiedet werden, die für 
Gastgeberländer verpflichtend sind. 

II. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß die Fortschritte bei der 
baldigen und umfassenden Verwirklichung der Gleichstellung 
von Frauen von der wirksamen und schnellen Umsetzung der 
Beschlüsse der Weltfrauenkonferenz durch die einzelnen Re- 
gierungen abhängen. 

Wie wenig die Bundesregierung an einer Umsetzung der Ak- 
tionsplattform anscheinend interessiert ist, hat sie mit ihrem 
Einspruch gegen das 4 . mittelfristige Aktionsprogramm der Eu- 
ropäischen Union zur Chancengleichheit von Frauen und Män- 
nern gezeigt. Mit ihrer starren Flaltung hat sie sich gemeinsam 
mit Großbritannien innerhalb der Europäischen Union isoliert. 

Die von der Bundesregierung auf der Weltfrauenkonferenz an- 
gekündigte öffentlichkeitswirksame Kampagne „Gleichbe- 
rechtigung, Teilhabe, Partnerschaft" ist als Antwort auf die Pro- 
bleme der Frauen vollkommen unzureichend. Angesichts der 
dürftigen 0,32 % des Bruttosozialprodukts anstelle der von den 
VN geforderten 0,7 % für die Entwicklungszusammenarbeit 
und angesichts der Benachteiligungen, die Frauen in der Drit- 
ten Welt erfahren, sind die von der Bundesregierung an- 
gekündigten, allerdings auf vier Jahre begrenzten Mehraus- 
gaben zugunsten von Frauen zwar überfällig, aber vollkommen 
unzureichend. 

III. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung 
auf, alsbald Initiativen zur Umsetzung der Beschlüsse der Ak- 
tionsplattform vorzulegen. 

Insbesondere erwartet der Deutsche Bundestag 

- Maßnahmen, die den uneingeschränkten Zugang von 
Frauen zur Erwerbstätigkeit sicherstellen und insbesonde- 
re die überproportionale Arbeitslosigkeit von Frauen 
bekämpfen; 

- Maßnahmen zur Verwirklichung der Lohngleichheit bei 
gleicher und gleichwertiger Arbeit; 
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- Initiativen zur Neubewertung von sog. frauentypischen Beru- 
fen; 

- wirksame Maßnahmen, wie z. B. Quotierung, für die gleichbe- 
rechtigte Teilhabe von Frauen an Entscheidungsprozessen auf 
allen Ebenen; 

- Initiativen im Rahmen der Regierungskonferenz 1996 zur Re- 
vision des Maastrichter Vertrages, die insbesondere darauf ge- 
richtet sind, 

- die Gleichstellung von Frauen und Männern in der Eu- 
ropäischen Union in einer europäischen Grundrechtschar- 
ta als einklagbaren grundrechtlichen Anspruch von Frau- 
en festzuschreiben, 

die uneingeschränkte rechtliche Zulässigkeit von qualifi- 
kationsbezogenen Quoten bei der Einstellung und Beför- 
derung durch Ergänzung des Artikels 119 des EG-Vertra- 
ges zu gewährleisten; 

- wirksame gesetzliche und bewußtseinsbildende Initiativen 
zum Schutz von Frauen vor Gewalt, insbesondere durch 

- eine Strafrechtsreform, die Vergewaltigung in der Ehe zum 
Straftatbestand macht, ohne die Ehefrau Erpressungsver- 
suchen durch den Täter auszusetzen, 

ein eigenständiges Aufenthaltsrecht für ausländische Ehe- 
frauen, das in Härtefällen nicht an Fristen gebunden ist, 

- die Anerkennung von Verfolgung aufgrund des Ge- 
schlechts bzw. der sexuellen Orientierung als Verfol- 
gungsgrund; 

- die Bereitstellung yon Mitteln für die Friedensforschung und 
insbesondere für Friedensforscherinnen bei der Untersuchung 
der Auswirkungen von gewaltsamen Konflikten auf Frauen 
und der Beteiligung von Frauen an friedlichen Konfliktbear- 
beitungsmethoden und Konfliktprävention; 

Geschlechterparität bei der Aufstellung von Kandidatinnen 
und Kandidaten für die Wahl oder Ernennung bei Institutio- 
nen, Abteilungen und Organisationen der Vereinten Nationen, 
insbesondere für die höheren Ebenen; 

- durch die Gestaltung der nationalen Entwicklungszusammen- 
arbeit der Feststellung der Weltmenschenrechtskonferenz in 
Wien 1993 und der beschlossenen Aktionsplattform der Vier- 
ten Weltfrauenkonferenz in Peking 1995 Rechnung zu tragen, 
daß Menschenrechte von Frauen und Mädchen unveräußerli- 
cher, integraler und untrennbarer Bestandteil der allgemeinen 
Menschenrechte sind und keiner religiösen, kulturellen oder 
traditionellen Einschränkung unterliegen; 

- über internationale Vereinbarungen und Abkommen Zwangs- 
abtreibungen, Zwangssterilisationen und gesetzliche Vorga- 
ben der Geburtenkontrolle, Mädchenbeschneidungen, Ge- 
schlechtsverstümmelungen und den Zwang zur Prostitution zu 
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bekämpfen sowie physische und psychische Gewalt gegen 
Frauen zu ächten; 

- in der Entwicklungszusammenarbeit mehr Mittel für Famili- 
enplanung bereitzustellen, zu gewährleisten, daß Frauen frei- 
en Zugang zu den Methoden der Geburtenkontrolle ihrer Wahl 
haben und Männer sowie männliche Jugendliche in den Fa- 
milienplanungs- und Aufklärungsprozeß einzubeziehen; 

- in der Entwicklungszusammenarbeit die Verbesserung des Zu- 
gangs zu Bildung für Frauen und Mädchen, die Verbesserung 
der Gesundheitsdienste und die Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit der Frauen mit unbürokratischem Zu- 
gang zu Kapitalhilfen und mit Recht auf Eigentum an Grund 
und Boden zu gewährleisten; 

- auf internationaler Ebene dafür einzutreten, die Strukturan- 
passungsmaßnahmen von Internationalem Währungsfonds 
(IWF) und Weltbank sozialverträglich und nachhaltig zu ge- 
stalten und die besondere Situation der Frauen zu berücksich- 
tigen; 

- in der Entwicklungspoütik die Belange der durch Krieg und 
Vertreibung besonders betroffenen Frauen und Mädchen als 
eigenständige Aktionsfelder zu berücksichtigen. 

Eine Fünfte Weltfrauenkonferenz ist unverzichtbar. Der Deutsche 
Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich in diesem Sinne 
einzusetzen. 

Nach der Aktionsplattform ist deren „Umsetzung in erster Linie 
eine Aufgabe der Regierungen" . Der Deutsche Bundestag fordert 
die Bundesregierung auf, einen nationalen Plan zur Umsetzung 
der Aktionsplattform mit zeitlicher Zielvorgabe vorzulegen und 
dem Deutschen Bundestag jährlich in den einzelnen Umsetzungs- 
schritten Bericht zu erstatten. 

Der Deutsche Bundestag kritisiert, daß die Bundesregierung die- 
se Aufgabe bisher nicht angenommen hat. Die anfängliche Ab- 
lehnung des 4 . mittelfristigen Aktionsprogramms der EU zur Chan- 
cengleichheit der Frauen von Frauen und Männern durch die 
Bundesregierung stand vielmehr im Widerspruch zur Aktions- 
plattform der Vierten Weltfrauenkonferenz. 

Ein halbes Jahr nach der Vierten Weltfrauenkonferenz liegen sei- 
tens der Bundesregierung noch keine Umsetzungsstrategien vor. 
Statt dessen hat die Bundesregierung eine nationale Nachberei- 
tungskonferenz organisiert, um nichtstaatliche Organisationen an 
die Umsetzung der Plattform zu erinnern. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
nicht aus der Verantwortung für die Umsetzung der Plattform in 
Deutschland und in Europa zu ziehen, sondern in enger Zusam- 
menarbeit mit den Nichtregierungsorganisationen die dafür erfor- 
derlichen Initiativen zu ergreifen. 

Auch die nationale Nachbereitungskonferenz wird nur dann er- 
folgreich sein, wenn sich aus ihr ein Prozeß entwickelt, der die 
Gleichstellung von Frauen zu einer andauernden, gesellschaftli- 
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chen, wirtschaftlichen und politischen Aufgabe macht. Ziel dieses 
Prozesses muß es sein, daß auch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Anstrengungen zum „Empowerment" von Frauen in den 
Vordergrund gerückt werden und die Bundesregierung ihre Brem- 
serrolle in der Frauenpolitik auf gibt. 


Bonn, den 17. April 1996 


Dr. Edith Niehuis 
Christel Hanewinckel 
Brigitte Adler 
Klaus Barthel 
Ingrid Becker-lnglau 
Rudolf Bindig 
Anni Brandt- Elsweier 
Dr. Marliese Dohherthien 
Elke Ferner 
Gabriele Fograscher 
Achim Großmann 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Uwe Göllner 

Angelika Graf (Rosenheim) 
Klaus Hagemann 
Dr. Ingomar Hauchler 
Reinhold Hemker 
Ingrid Holzhüter 
Eike Hovermann 
Eckart Kühl wein 
Konrad Kunick 
Barbara Imhof 
Siegrun Klemmer 
Nicolette Kressl 
Christa Lörcher 
Dorle Marx 


Ulrike Mäscher 
Christoph Matschie 
Heide Mattischeck 
Ulrike Mehl 
Ursula Mogg 
Margot von Renesse 
Günter Rixe 
Reinhold Robbe 
Dieter Schanz 
Günter Schluckebier 
Ursula Schmidt (Aachen) 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Dr. Emil Schnell 
Dr. Mathias Schubert 
Dr. R. Werner Schuster 
Lisa Seuster 
Wolfgang Spanier 
Margitta Terborg 
Adelheid Tröscher 
Hans Wallow 
Matthias Weisheit 
Hildegard Wester 
Inge Wettig-Danielmeier 
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Verena Wohlleben 
Hanna Wolf (München) 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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